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a u ro ra  
Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Auch im neuen Jahr sind all die Krisen, 
die der Kapitalismus für uns bereit hält, 
noch da… Während die Überschwem-
mungen in weiten Teilen Deutschlands 
auch auf den     Klimawandel zurückzu-
führen sind, hat eine neue Weltklima-
konferenz im Dezember mal wieder 
nichts für‘s Klima gebracht. Der mörde-
rische Kriegseinsatz in Gaza geht unge-
hindert weiter und wird nach wie vor 
von den Regierungen       Deutschlands 
und Österreichs unterstützt. 

Vor einem halben Jahr empfahlen wir, 
lieber von Marx als vom Milliardär   
Benko zu lernen. In dieser Nummer  
beschäftigen wir uns mit der Pleite sei-
nes Signa-Konzerns, die massive        
Auswirkungen hierzulande hat und bei-
spielhaft zeigt, wie der Kapitalismus 
funktioniert ¬passend zur Dokumenta-
tion „Mafia und Banken“, die wir euch 
ebenfalls vorstellen. 

Es geht aber selbstverständlich auch 
wieder darum, was wir all den           
Problemen entgegensetzen können!  
Wir erinnern an einen Revolutionär, der 
vor 100 Jahren gestorben ist und ein 
paar Ideen dazu hatte. Wir schauen uns 
außerdem an, wie der Kapitalismus mit 
der Unterdrückung von Frauen*         
zusammenhängt, um Einsichten für 
wirksame feministische Strategien zu 
erhalten. 

Die wichtigste Waffe der Arbeitenden 
bleiben Streiks. Wir berichten über   
Tesla in Schweden, wo ein besonders 
gewerkschaftsfeindliches Unternehmen 
auf ungeahnte Gegenwehr trifft. Und 
wir schauen auf die Bahnbranche in 
Deutschland, wo es Tarifverhandlungen 
zu Arbeitszeit und Entgelt gibt und   
wieder einen Streik. 
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Seit den 90ern veranstaltet die UNO 
jährlich eine Klimakonferenz. Sie ist 
Teil der UN-Rahmenkonvention zum 
Klimawandel, der sich mittlerweile 197 
Staaten angeschlossen haben. Dieser 
„Rahmen“ beinhaltet – wie der Name 
schon sagt – noch keine Versprechen 
oder gar Verpflichtungen zum Klima-
schutz. Ein konkreter Entschluss fiel im 
Jahr 2015 bei der Pariser Klimakonfe-
renz. Das Übereinkommen von Paris 
(„Paris Agreement“) wurde von 194 Staa-
ten unterzeichnet und schreibt das Ziel 
fest, die Erderwärmung auf „deutlich 
unter“ 2 °C zu beschränken und am bes-
ten sogar unter 1,5 °C. Wenngleich diese 
Ziele sehr richtig sind, wurden keine 
Maßnahmen zur Zielerreichung be-
schlossen, sondern diese den einzelnen 
Nationalstaaten überlassen. 

Ein zerstörerisches System 
Ein kurzes Resümee der mittlerweile 28 
Klimakonferenzen: die Menge der jähr-
lichen weltweiten Treibhausgas-
Emissionen steigt weiterhin an. Das 
bedeutet der Reisebus beschleunigt, 
anstatt zu bremsen! Zwar gehen die 
jährlichen Emissionen in einzelnen 
Ländern wie Deutschland zurück, doch 
nicht genügend. Wir erinnern uns an 
das Fahrschulwissen über Bremswege – 
die Bremse leicht antippen reicht nicht, 
wenn vor dir eine Schlucht klafft! Die 
aktuellen Klimamaßnahmen des deut-
schen Staates können das 1,5-Grad-Ziel 
(oder bloß das 2-Grad-Ziel) nur einhal-
ten, wenn alle anderen Staaten deutlich 
mehr einsparen als Deutschland.1 Sogar 
die selbstgesteckten Ziele der Bundesre-
gierung werden massiv verfehlt, wie das 
Umweltbundesamt (!) im letzten Jahr 
feststellte. 

Warum bleibt die Gefahrenbremsung 
aus? Die Analogie liefert keine Erklä-
rung, in der Realität ist es aber einfach: 

Es steckt sehr viel Geld und Macht in 
fossilen Energien – von Ölförderung 
über Autoproduktion bis hin zu  
Chemie- und Pharmaindustrie. Das gilt 
für alle großen Wirtschaften und insbe-
sondere für Deutschland. Wer unter 
diesen Umständen einen Umbau der 
gesamten Infrastruktur durchführt, 
setzt damit das Kapital in den Sand, 
welches auf verschiedenste Weise in 
fossilen Prozessen steckt. Weil das 
Weltsystem auf kapitalistischem Wett-
bewerb beruht, hat solche Kapitalver-
nichtung direkte Konsequenzen für die 
internationale Konkurrenzfähigkeit. 
Deswegen versuchen die Kapita-
list:innen und Regierungen die notwen-
digen Maßnahmen hinauszuzögern, 
zulasten des Rests der Menschheit. 

Was steckt hinter dem „grünen“ 
Kapitalismus? 
Das bedeutet nicht, dass der Kapitalis-
mus nicht ohne fossile Energie aus-
kommt. Klimaneutrale Technologien 
können sehr profitabel sein und werden 
in den kommenden Jahrzehnten einen 
zentraler Markt bilden. Dies lässt sich 
auch an imperialistischen Konflikten 
wie zwischen USA und China ablesen, 
wo China große Klima-Investitions-
programme für die nächsten 50 Jahre 
auf den Weg gebracht hat, um die USA 
auszustechen, oder am Ukraine-Krieg, 
der erneuerbare Energien für „Energie-
sicherheit“ relevant machte. 

Diese Erkenntnisse dürfen aber nicht zu 
Illusionen aufgeblasen werden. Einer-
seits entspricht dies keinem „grünen“ 
Kapitalismus, da die kapitalistische 
Jagd nach Profiten prinzipiell nicht 
nachhaltig ist und Mensch und Natur 
auch in klimaneutraler Wirtschaft lei-
den werden (z. B. beim Abbau Seltener 
Erden). Andererseits ist die Klimakrise 
im Kern ein Zeitproblem und alle Wege 

zu einem klimaneutralen Kapitalismus 
haben gemeinsam: sie kommen zu spät. 

Zu den Plänen Chinas gesellen sich 
nämlich unzählige Neubauten von Koh-
lekraftwerken, zu denen der USA die 
Erschließung neuer Ölfelder und zur 
Diversifizierung der Energiezufuhr 
Deutschlands neue Gasbohrungen. Die 
„grüne Transformation“ wird eine sehr 
langsame sein. 

Eine neue COP ist in der Stadt … 
COP 28 – das ist der Name der 28sten 
UN-Klimakonferenz, welche im Dezem-
ber stattfand – steht symptomatisch für 
all diese Entwicklungen. Veranstal-
tungsort war dieses Mal Dubai, stellver-
tretend für den Ölstaat der Vereinigten 
Arabischen Emirate (VAE) … kein gutes 
Zeichen. Wissenschaftler:innen aus 
aller Welt reisten an, um sich für Klima-
schutz einzusetzen, doch viele resümie-
ren frustriert, dass sie gescheitert seien. 
Die fossile Industrie hat bei dieser COP 
gewonnen. 

In Sachen Klimaschutzmaßnahmen 
gab es vor allem zahnlose Erklärungen. 
Die Internationale Energie Agentur be-
rechnete, dass selbst die Durchführung 
der dort verkündeten Versprechen nur 
30 % dessen ist, was für das 1,5-Grad-
Ziel benötigt wird. In den neuen Fonds 
für Ausgleichszahlungen bei Klimaschä-
den wurde lediglich 0,2 % von dem ein-
gezahlt, was als reale Kosten der Zerstö-
rung geschätzt wird. 

… doch COPs bleiben COPs 
Auf der anderen Seite waren gut 2400 
der 70.000 Teilnehmenden Lobby-
ist:innen für Kohle, Öl und Gas, ein viel-
faches vergangener Jahre. Insbesondere 
wurde der Vorsitz der Klimakonferenz 
bekleidet vom CEO des staatlichen Öl-
konzerns der VAE. 

Die Gegner des Klimaschutzes arbeite-

Irrwege aus der Klimakrise 

2 024. Die Klimakrise gleicht einem Film, in der ein Reisebus auf eine Klippe zurast. Die Herrschenden 
der Welt sitzen am Steuer und haben die schlechte Nachricht zunächst verschwiegen. Nun, wo die 
Situation ans Licht gekommen ist, prügeln sie sich um Lenkrad und Pedale. Der Rest der Menschheit 
sitzt hinten, viele davon  unangeschnallt in den Verstauräumen. Eine kleine Geschichte von 

Klimaschutz, UN-Konferenzen, Scheinlösungen und Zukunftsaussichten. 

KLIMA 
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ten entlang zwei paralleler Schienen: 
Einerseits wehrten sie sich gegen ver-
bindliche Beschlüsse zum fossilen Aus-
stieg. Andererseits wurde bei der Konfe-
renz eine große Bühne geboten für 
Technologien der Wasserstoffverarbei-
tung und des Carbon Capture and Sto-
rage. Ziel: mithilfe dieser grünen Fassa-
de den Ausstieg aus fossilen Energien 
zu verzögern. 

Worin liegt das Problem? Wasserstoff 
ist zwar essentiell, um fossile Verfahren 
in etwa der Stahl- und Chemieindustrie 
zu ersetzen, aber stellt keine Energie-
quelle dar und ist somit auf erneuerbare 
Energien angewiesen, wenn er kohlen-
stofffrei hergestellt werden soll. Ohne 
fossilen Ausstieg bringt die Technik also 
nichts! 

Als Carbon Capture and Storage (CCS) 
bezeichnet man Methoden, die CO2 ein-
fangen und speichern, sodass weniger 
Treibhausgase in der Atmosphäre blei-
ben. Unter Klimawissenschaftler:innen 
herrscht jedoch der Konsens, dass CCS 
keine Grundlage einer Energiewende 
ist, sondern höchstens für den Aus-
gleich geringer Mengen unvermeidbarer 
CO2-Emissionen sinnvoll eingesetzt 
werden kann. Stattdessen braucht es 
den massiven Ausbau von erneuerbaren 
Energien. Zudem – wie beim Wasser-
stoff – sind die energieintensiven CCS-
Prozesse ohne erneuerbare Energiequel-
len schlichtweg sinnfrei. 

Good COP, bad COP 
In Bezug auf Kohleverbrennung hat es 
das Narrativ des CCS-„Ausgleichs“ trotz-
dem in die Abschlusserklärung ge-
schafft und steht symbolisch für den 
Einfluss des fossilen Kapitalismus. Die 
deutsche Bundesregierung sieht COP 28 
als Erfolg an und argumentiert mit den 
minimalen (absolut ungenügenden) 

Fortschritten der Konferenz. Damit 
deckt der „gute Bulle“ Deutschland die 
„bösen Bullen“ aus Dubai, welche sich 
mit der Konferenz als klimabewusst 
und verantwortungsvoll inszenieren 
konnten. 

Investigativjournalist:innen veröffent-
lichten kürzlich, dass Saudi Arabien – 
der reichere Nachbar der VAE und unter 
den top drei Ölförderern – umfangrei-
che Pläne hat, die Nachfrage nach Öl 
nach oben zu treiben, indem es sich 
dafür einsetzt, dass in armen Ländern 
in Afrika und Asien auf dreckigsten fos-
silen Energien basierende Infrastruk-
turprojekte (wie z. B. billige Verbrenner-
autos) geplant werden.2 

Deutschland setzt auf der anderen Seite 
stark auf die Entwicklung von Wasser-
stofftechnologien, E-Autos und ande-
rem klimaneutralen Hightech, die sie in 
Zukunft in aller Welt verkaufen wollen.3 
Es ist das Komplement dazu, wie sie 
eigenen Klimaschutz verzögern und 
andere in Verantwortung ziehen       
wollen.4 

Diesen oberflächlichen Unterschieden 
liegt aber dieselbe kapitalistische Logik 
zugrunde: Profite vor Leben. Die beiden 
Wirtschaften haben teilweise konkur-
rierende Interessen, doch sie eint die 
Profitlogik und der mangelnde Klima-
schutz. Um ihren Betrug an den Klima-
zielen zu vertuschen machen sie deswe-
gen gerne gemeinsam gute Miene zum 
tödlichen Spiel. 

Sozialismus oder Barbarei 
Panik kann lähmen, was wir brauchen 
ist Mut! Um es klarzustellen: Die 1,5-
Grad-Grenze ist keine Klippe. Vielmehr 
gilt: je mehr Treibhausgase in der Luft 
landen, desto schlimmer wird es. Mit 
jedem weiteren Zehntel Grad Celsius 
verstärken sich die Effekte, die wir 
schon bei der aktuellen Erwärmung von 
1,2 °C spüren – Dürre, Hitze, Stürme, 
Fluten, Artensterben, Wasserknappheit. 
Dazu kommen Kipppunkte, deren Über-
schreitung mit zunehmender Tempera-
tur wahrscheinlicher wird und die zu 
dauerhaften Veränderungen unseres 
Planeten führen können. Je geringer die 
Erwärmung, desto besser unsere Chan-
cen. Von den Entscheidungen des 
nächsten Jahrzehnts hängt unsere Zu-
kunft ab. Um uns zu retten müssen wir 
den Wirtschaftsbossen und Politi-
ker:innen das Lenkrad aus der Hand 
reißen. Nur mit dieser Entschlossenheit 
können wir die fatale Verwebung von 
Imperialismus, Krieg, Flucht und Kli-
makrise stoppen. 

Konstantin Blass, Düsseldorf 

Anmerkungen: 
1. Relativ gesehen, absolut ist das immer so. 
Berechnet mit aktuellem Global Carbon 
Budget https://essd.copernicus.org/
articles/15/5301/2023/. Kombiniert mit Pro-
jektionen für zukünftige Emissionen des 
Umweltbundesamtes https://
www.umweltbundesamt.de/publikationen/
projektionsbericht-2023-fuer-deutschland 

2. Siehe hier https://climate-reporting.org/
undercover-saudi-arabia-keep-burning-oil/ 

3. Beispielsweise in Ghana: https://
www.german-energy-solutions.de/GES/
Redaktion/DE/Veranstaltungen/
Intern/2023/German-Training-Week/gtw-
ghana-wasserstoff.html 

4. Offizielle Politik der Ampel-Regierung: 
https://web.archive.org/
web/20220503130833/https://
www.tagesschau.de/investigativ/swr/studie-
klimaziele-ampel-101.html 

>> Alle Wege zu einem klimaneutralen 
Kapitalismus haben gemeinsam: sie kommen 

zu spät. << 

 

Schon jetzt ist der Kollaps des Westantarktischen Eisschilds nicht mehr umkehrbar. 
In den nächsten Jahrhunderten wird allein dessen Schmelzwasser den 

Meeresspiegel mehrere Meter ansteigen lassen. 
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Nach dem schrecklichen Angriff der 
Hamas am 7. Oktober war absehbar, was 
die Antwort der Regierung Netanjahus 
sein wird. Während die Polizei in Berlin 
am 21. 10. in mehreren Stadtteilen ver-
suchte, die Demonstrationsverbote 
durchzusetzen, fand trotzdem eine De-
monstration „gegen Rassismus“ statt. 
Um sicher zu gehen, keine Probleme 
mit der Polizei zu bekommen, brachten 
viele Demonstrant:innen Plakate mit 
einer aufgeschnittenen Wassermelone 
anstelle der palästinensischen Flagge 
mit. Die Verwendung eines Symbols, 
um die Zensur und Repression zu um-
gehen in Deutschland, dass angeblich 
seit 75 Jahren demokratisch ist! 

Zwei Wochen später drückte der Aufruf 
zur nächsten Berliner Demo aus, wie 
ernst die Lage ist: „Free Palestine will 
not be cancelled“! Ja, auch die Demo 
wurde nicht gecancelled! Die Demonst-
rant:innen hatten zu Recht das Gefühl, 
dass Wut gegen den Krieg und Solidari-
tät mit den Palästinenser:innen endlich 
deutlich gezeigt werden dürfte. Aber sie 
blieben (politisch) allein. Nicht mal die 
Partei „Die Linke“ teilte den Aufruf oder 
unterstützte den Aufbau der Bewegung . 

Die Leitungen der Unis hinter 
Scholz 
Politiker:innen befürchteten, dass die 
wachsende Bewegung die Unis konta-

miniert. Bundesweit waren die Präsidi-
en der deutschen Universitäten ange-
halten etwas zu unternehmen. Mittels 
Rundmails an die Studierenden ver-
suchten die Unileitungen Einfluss zu 
nehmen. Diese Texte sind auf den ers-
ten Blick vor allem platt. In Berlin wur-
de z. B. betont, die Hochschulen seien 
„Zentren der demokratischen Kultur, 
Orte des Dialogs und Stätten der Viel-
falt“. Die Leitung der Uni Düsseldorf 
forderte „Toleranz, Offenheit und ein 
friedliches Miteinander“. Dann kommt 
aber die politische Ausrichtung der 
Emails. Die Leitung der Uni Düsseldorfs 
erwähnt am 23. 10. das „unendliche 
Leid, das [...] über die Zivilbevölkerung 

gebracht wurde“. Da handelt es sich 
aber ausschließlich um die Opfer der 
Hamas. Die Leitung der Uni Bielefelds 
geht zwar auf das Leid der Palästinen-
ser:innen ein, aber erklärte, warum die 
israelische Flagge gehisst werden soll. 
Anscheinend bekommen palästinensi-
sche Kinder, die von israelischen Bom-
benangriffen sterben, von den Unilei-
tungen keine Beachtung geschenkt. 

Bundesweit behaupten die Unileitun-
gen, dass der Kampf gegen Antisemitis-
mus Priorität habe und jüdische Studie-
rende geschützt werden müssen. Es 
stimmt, dass Antisemitismus ein gro-

ßes Problem in Deutschland und Welt-
weit ist. Aber die Behauptung der Uni-
leitungen verfolgt einen ganz anderes 
Ziel, als jüdische Student:innen zu 
schützen. Die Ankündigung „ent-
schiedenes Eintreten gegen Antisemi-
tismus“ zielte darauf ab, die wachsende 
Solidaritätsbewegung für die Opfer der 
israelischen Armee zu marginalisieren. 

Solidarität mit den Opfern der israeli-
schen Armee zu zeigen und antisemi-
tisch zu sein, ist nicht dasselbe. Die 
Gleichsetzung der Solidarität mit dem 
Schicksal der Palästinensischen Bevöl-
kerung mit Antisemitismus ist ein Be-
trug, der nirgendwo auf der Welt besser 
wirken kann als in Deutschland. 

Die Studis lassen sich nicht      
einschüchtern 
Die Protestbewegung der Studierenden 
in Berlin fing an der Freien Universität 
Berlin (FU) an, wo die Gruppe „Waffen 
der Kritik“ gut verankert ist. Am 3. No-
vember versammelten sich etwa 200 
Leute mit Plakaten wie „Kinder bom-
bardieren ist nicht Selbstverteidigung“ 
oder „Menschenrechte für alle“. Seit fast 

>> Die Szene war ein wunderbares Symbol der 
Widersprüche dieser Zeit. Einerseits die 

Demonstrant:innen, mit ihrer Menschlichkeit, die 
sowohl mit der Ukrainischen wie mit der 

Palästinensischen Bevölkerung solidarisch sind, 
anderseits die Regierung, … << 

ISRAEL-PALÄSTINA  

Free Palestine will not be cancelled! 

D ie ständigen Bombardierungen von Gaza seit drei Monaten geben den Anlass zu weltweiten 
Demonstrationen. Im November sind in London sowie in Washington bis zu 300 000 Leute auf 
die Straße gegangen. Aus historischen Gründen hat sich die Bewegung in Deutschland und 
Österreich nur unter großem Druck entfalten können. An den Universitäten haben sich 

Studierende organisiert, um Widerstand zu zeigen. Die Regierungen wollten die gesellschaftliche Debatte, in 
der Solidarität mit Palästinenser:innen gezeigt wird, im Keim ersticken. Deshalb versuchten sie die 
intellektuelle Jugend in die Schranken zu weisen. 
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einem Monat war die Israelische Armee 
zu diesem Zeitpunkt im Einsatz und 
hatte schon siebenmal so viele Opfer in 
Gaza verursacht, wie der eintägige An-
griff der Hamas am 7. Oktober. Die Stu-
dierenden der Universität der Künste 
(UdK), deren zukünftiger Beruf darin 
besteht, Gefühle auszudrücken, hatten 
für den 13. 11. eine Inszenierung konzi-
piert: rund 100 Studierenden besetzten 
überraschend das Foyer im Hauptge-
bäude und zeigten in einer Performance 
ihre roten Hände. In der Presse – allen 
voran in der BILD – wurde die Aktion 
als antisemitisch bezeichnet. Die mobi-

lisierten Studierenden – davon eine 
gute Hälfte Ausländer:inneb – ließen 
sich nicht von diesen hochgepuschten 
antifaschistischen Tönen beeindrucken. 
Auf einen Aufruf des Insta-Kontos 
„palestinesspeaks“ hin, versammelten 
sich am 16. 11. ca. 150 Studierende zu 
einer Schweigedemo an der FU. Es wa-
ren überwiegend Studentinnen, die Pla-
kate mit unangreifbaren Zitaten hiel-
ten, um die Katastrophe in Gaza zu er-
klären. Die Presse war da, die Aktion 
war aber so durchdacht, dass es schwer 
war, sie durch den Schmutz zu ziehen. 
Ein Fernsehteam befragte am Ende eine 
Studentin, ob sie sich für die Freilas-
sung der jüdischen Geiseln aussprechen 
würde. Sie erinnerte den Journalisten 
daran, dass die Demo nichts mit der 
Hamas zu tun hat und sagte: „ich bin 
selbst palästinensisch und dafür soll ich 
jetzt Rechenschaft über die Aktionen 
der Hamas ablegen?“. 

Mut und Wut 
In derselben Woche fing eine Gruppe an 
der Technischen Universität (TU) an, 
anonyme Texte zu sammeln, um sie am 

27. 11. ebenfalls unter dem Banner 
„Students united for Ceasfire now“ im 
Hof der Uni vorzulesen. Das Ziel der 
Anonymisierung war den politischen 
Druck (sowohl von Unileitung wie von 
der Presse) zu umgehen. Die Texte, 
meistens auf Englisch, drückten die 
tägliche persönliche Trauer von Stu-
dent:innen aus, die jeden Tag den Mas-
saker von Menschen in Gaza durch Me-
dien oder Verwandte erfahren müssen. 
Ein persönlicher Erfahrungsbericht 
spiegelte auch den Rassismus an der 
Uni wider: man wird spontan gefragt, ob 
man Sympathie für den Hamas habe. 

Nach den Erfahrungsberichten wurde 
eine Liste mit Namen der palästinensi-
schen Opfer und deren Alter verlesen: 
„Null Jahre alt…“, „ein Jahr alt“. Was 
hatte bei so einer feierlichen Veranstal-
tung die Polizei zu suchen? Am selben 
Tag lehnte das Unipräsidium eine kol-
lektive Diskussion über Diskriminie-
rung ab. 

Argumente und Knüppel 
Wo der Vorwurf pro-Hamas oder antise-
mitisch zu sein nicht genügend wirkt, 
wird die Gewalt der Polizei benutzt: u.a. 
an der TU, um die Besetzung eines Hör-
saals zu vermeiden oder für die Haus-
durchsuchung der feministischen Orga-
nisation Zora, die sich den pro-
palästinensischen Antikriegs-Protesten 
angeschlossen hatte. 

Die Heuchelei der Regierung wird im-
mer deutlicher. In den Demos werden 
die Antiregierungstöne schärfer: 
„Deutschland finanziert, Israel bombar-
diert!“. 

Am 23. 12. kam eine Berliner „Free Pales-
tine“ Demo an einem mit Ukrainefähn-

chen geschmückten Weihnachtsbaum 
vorbei. Spontan begannen Demonst-
rant:innen Sticker auf die Fähnchen zu 
kleben. Es wurden keine Fähnchen ka-
putt gemacht, sondern nur „Free Gaza“ 
dazu geschrieben. Es hat einen Moment 
gedauert bis die Bullen gerafft haben, 
dass das so nicht geht und dann haben 
sie den Weihnachtsbaum gut beschützt. 

Die Szene war ein wunderbares Symbol 
der Widersprüche dieser Zeit. Einerseits 
die Demonstrant:innen, mit ihrer 
Menschlichkeit, die sowohl mit der Uk-
rainischen wie mit der Palästinensi-

schen Bevölkerung solidarisch sind, 
anderseits die Regierung, die sich mit 
Hilfe der Bullen quer stellt und zeigt 
dass sie keine Menschlichkeit besitzt. 
Scholz, Macron und Biden unterstützen 
einerseits die Ukrainische anderseits 
die Israelische Regierung, weil sie den-
ken, dass sie so ihre imperialistische 
Ordnung am besten schützen können. 
Ihre Politik hat mit Gerechtigkeit nichts 
zu tun. 

Was uns in diesem Kontext zusteht, 
drückt der aufrüttelnde Aufruf 
„Decolonize!“ sehr gut aus: ihr System, 
das imperialistische System anzugrei-
fen, um es abzuschaffen. 

Lorenz Wassier und Hannah Latz, Berlin 
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Der Kapitalismus hat weder Sexismus 
noch Rassismus erfunden. Patriarchale 
Unterdrückung hat eine lange Ge-
schichte wie Klassengesellschaften und 
die Geschichte der Menschheit selbst. 
Der Kapitalismus hat dieses Erbe über-
nommen und in seine Funktionsweisen 
integriert. Patriarchale Unterdrückung 
und Rassismus waren und sind instru-
mentell, um die Durchsetzung des Kapi-
talismus in die Wege zu leiten und zu 
festigen. 

Als Marxist:innen wollen wir eine sozia-
listische Gesellschaft aufbauen, die frei 
von jeder kapitalistischen Ausbeutung 
der Arbeiter:innen ist und in der wir 
selbst gemeinsam und demokratisch 
über Produktion und Arbeit und somit 
grundlegend über unser Zusammenle-
ben bestimmen können. Wie könnte 
solch ein Ziel ohne die Beteiligung von 
50 % der Bevölkerung überhaupt er-
reicht werden? Wie könnte man es als 
erreicht bezeichnen, wenn Menschen 
immer noch Opfer von struktureller 
Gewalt wären? Diskussionen darüber, 
ob ein Kapitalismus, in dem es keine 
spezifischen Unterdrückungsformen 
mehr gibt, möglich wäre, sind wenig 
zielführend, die Geschichte des Kapita-
lismus hat dies zur Genüge gezeigt. Es 
ist strategisch und politisch richtig und 
wichtig, sämtliche Unterdrückten in 
einem gemeinsamen Kampf zu einen. 
Ihre Interessen gegeneinander aufzu-
wiegen würde bedeuten, in das alte 

Muster zu verfallen, dass nicht genü-
gend Ressourcen für alle da seien. Wir 
Sozialist:innen wissen, wo der gesell-
schaftliche Reichtum liegt und dass das 
ganze Gerede, auch jetzt in der Krise, 
man müsse sparen, bloß Propaganda ist, 
um eine Umverteilung von der arbeiten-
den Bevölkerung zu den Unternehmen 
zu verschleiern. 

Im heutigen Feminismus (an den Uni-
versitäten) und in der politischen Praxis 
vieler Aktivist:innen gibt es eine starke 

Ausrichtung auf Intersektionalität und 
Queer-Feminismus. Richtig wird im 
Zuge der Intersektionalität verstanden, 
dass Unterdrückungsformen nicht iso-
liert voneinander existieren. Sie über-
schneiden und verstärken sich. Inter-
sektionalität hilft also den Charakter 
von Unterdrückungsformen zu verste-
hen. Ein Beispiel wäre eine schwarze 
Frau*, welche sowohl aufgrund ihrer 
Hautfarbe als auch als Frau* auf dem 
Arbeitsmarkt strukturell benachteiligt 
wird und ihr somit als Arbeiterin eine 
verstärkte Ausbeutung widerfährt. In 
der individuellen Erfahrung ist kapita-
listische Ausbeutung aber nicht unbe-
dingt schlimmer als direkte Gewalt und 
Unterdrückung. Es geht nicht um eine 
Hierarchisierung von Unterdrückung 
und Ausbeutung, in der Analyse und 
Strategie zur Überwindung der Unter-
drückung ist es aber wichtig, die Rolle 
der kapitalistischen Ausbeutung zu un-
tersuchen. Der Kapitalismus instru-

mentalisiert für sich bereits vorhandene 
Unterdrückungsformen und zementiert 
diese ein. Er ist die Bausubstanz, welche 
die unterschiedlichen Unterdrückungs-
formen zusammenhält, weil er von ih-
rem Spaltungspotential profitiert. Un-
terdrückung hat eine stabilisierende 
Wirkung für die Aufrechterhaltung der 
kapitalistischen Gesellschaft, daher 
wird sie auch nicht in diesem System 
abgeschafft, jedenfalls nicht für die gro-
ße Mehrheit. 

Bereits die Kommunistin Clara Zetkin 
hat am Ende des 19. Jahrhunderts fest-
gestellt, dass bei zahlreichen Über-
schneidungen der Unterdrückung von 
Frauen*, bürgerliche und proletarische 
Frauen* in unterschiedlicher Weise 
unterdrückt werden. Sie schließt daraus 
für die proletarische Frau*: 

„Das Endziel ihres Kampfes ist nicht die 
freie Konkurrenz mit dem Manne, sondern 
die Herbeiführung der politischen Herr-
schaft des Proletariats.“ 

Dies lässt sich ohne weiteres auch auf 
heute übertragen. Privilegierte Frauen* 
in Vorstandsposten sind von vorneher-
ein mit der großen Mehrheit der Frau-
en* in unserer Gesellschaft nicht zu 
vergleichen. Sämtliche soziale und 
öffentliche Einrichtungen, welche die 
Familie entlasten sollen, sind seit Jahr-
zehnten von Sparprogrammen, Ver-
nachlässigung und desaströser Bil-
dungspolitik betroffen. Somit fällt die 

Backlash - We fight back! 

W ir haben das Jahr 2024 und patriarchale Unterdrückung existiert weiterhin. Frauen* 1 sind 
Opfer von Partnergewalt, Femiziden und werden nach wie vor schlechter bezahlt als Männer, 
während sie gleichzeitig den Großteil der unbezahlten Haus- und Sorgearbeit leisten. Auch 
die Familie als Institution bleibt weitgehend unangetastet und wird als ideologisches Projekt 

der Rechten und Konservativen zum Rammbock gegen sozialen Fortschritt eingesetzt. 

THEORIE 

>> Der Kapitalismus instrumentalisiert für sich bereits vorhandene 
Unterdrückungsformen und zementiert diese ein. Er ist die Bausubstanz, 

welche die unterschiedlichen Unterdrückungsformen zusammenhält, 
weil er von ihrem Spaltungspotential profitiert. << 
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Last wieder auf die Familie und hier 
eben auf die Frauen*. Und dies ge-
schieht auch in voller Absicht. Frauen* 
leisten weiterhin den Großteil der un-
bezahlten Haus- und Sorgearbeit und 
tragen somit wesentlich zur gesell-
schaftlichen Reproduktion der Arbeits-
kraft bei, welche notwendig ist, um den 
Kapitalismus an sich am Laufen zu 
halten.  Das heißt physische und men-
tale Erholung zwischen Arbeitsphasen 
und das Aufziehen der nächsten Gene-
ration von Arbeiter:innen.  

Wie Clara Zetkin schon vor über 100 
Jahren richtig erkannte, hat die freie 
Konkurrenz mit dem Mann die Frau* 
nicht befreit. Konservative und Rechte 
wollen eine Rückkehr zur traditionel-
len Familie, der Mann arbeitet, die 
Frau* bleibt zuhause und kümmert 
sich um die Kinder. Häufig wird dies 
begründet mit der angeblich natürli-
chen Veranlagung von Frauen*, für-
sorglich zu sein. Dahinter steht aber 
ein Mechanismus, welcher die Zeit 
zurückdrehen und alle sozialen Errun-
genschaften der Frauen* - aber auch 
der Arbeiter:innenbewegung rückgän-
gig machen soll. 

Derzeit wird dieser Kampf vor allem als 
ein Kulturkampf dargestellt, welcher 
sich gerade gegen Transpersonen und 
vor allem Transfrauen richtet. Wenn 
Männer Frauen und Frauen Männer 
werden können, was soll dann nur aus 
der Familie werden, wenn diese Kate-
gorien aufgelöst werden? Welches The-
ma gerade wieder die Gemüter erhitzt, 
kann beliebig ausgetauscht werden. 
Transfrauen im Sport? Drag Queens, 
die Kindern Geschichten vorlesen? 
Transfrauen welche die Toiletten be-
nutzen wie alle anderen Frauen*? All 

dieser Medienrummel und politisches 
Gekreische scheinen im ersten Augen-
blick unsinnig. Dahinter steht aber 
derselbe Mechanismus wie hinter dem 
wieder erstarkenden Kult um die Fami-
lie. Für Feindbilder können breitere 
Bevölkerungsteile gewonnen und Vor-
urteile bedient werden. Im Kampf ge-
gen den sogenannten “Genderwahn“ 
wird der Familie und in ihr dem Mann 
wieder mehr Autorität verliehen. Die 
Erziehung der Kinder wird wieder in 
die Kernfamilie geholt, wo Schule und 

Gesellschaft sie nicht „indoktrinieren“ 
können. Eine Familie wie aus der ers-
ten Hälfte des letzten Jahrhunderts, in 
der sich die Frau* allein um den Groß-
teil der Reproduktion kümmert und 
das „Privileg“ hat, 
die Kinder kom-
plett selbst zu erzie-
hen. Dem Mann 
wird die Frau* un-
tergeordnet wie es 
angeblich 
„natürlich“ ist. Wer 
an diesem Backlash 
zweifelt, der kann 
sich in den sozialen 
Medien Hashtags 
wie #Tradwives 
(Traditional Wives 
= Traditionelle Ehe-
frauen) zu Gemüte 
führen. Hier de-
monstrieren Frau-
en* von meist kon-
servativen Ehe-
männern die Vor-
züge völlig aus dem 
Erwerbsleben aus-
zusteigen und sich 
dem zu verpflich-

ten, was angeblich wirklich zählt: 
Heim und Kinder. 

Queere Personen provozieren, egal ob 
aufgrund ihrer sexuellen oder ge-
schlechtlichen Identität, denn sie stel-
len genau diese Kategorien von Mann 
und Frau* und wie Familien aussehen 
und funktionieren können grundle-
gend in Frage. Als queere Frau fühlt 
man sich häufig hin und hergerissen 
zwischen Kämpfen für die Befreiung 
von patriarchaler Unterdrückung und 
dem Kampf für die Emanzipation der 
gesamten Menschheit vom Kapitalis-
mus. Von vielen Seiten wird einem 
gesagt, man solle sich das spezifische 
Thema aussuchen, das einem am wich-
tigsten ist. Diesem Impuls gilt es zu 
widerstehen, den nur durch das       
Zusammenführen der Kämpfe werden 
wir sowohl den Kapitalismus als auch 
das Patriachat überwinden. 

Kira Harper, Düsseldorf 

1. Menschen, die sich als Frauen identifizie-
ren bzw. in der Gesellschaft so wahrgenom-
men werden (deren Körper so gelesen wer-
den)  

 

>> Frauen* leisten weiterhin den Großteil 
der unbezahlten Haus- und Sorgearbeit und 

tragen somit wesentlich zur 
gesellschaftlichen Reproduktion der 

Arbeitskraft bei, welche notwendig ist, um 
den Kapitalismus an sich am Laufen zu 

halten. << 

FEMINISMUS  
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THEORIE 

Lenin wurde 1870 geboren und durch 
seinen älteren Bruder politisiert, der an 
einem Attentatsversuch gegen den   
Zaren beteiligt war und hingerichtet 
wurde, als Lenin 17 war. Lenin hasste 
die zaristische Monarchie ebenso stark 
wie sein Bruder, doch er wollte sie effek-
tiver und erfolgreicher bekämpfen – er 
wurde zum Marxisten. Er erkannte, dass 
die Arbeiter:innenbewegung auch in 
Russland die Kraft und die Möglichkeit 
hat, das verhasste Ausbeuterregime zu    
stürzen. Mitte der 1890er Jahre war er     
Mitbegründer des „Petersburger          
Kampfbunds zur Befreiung der Arbeiter-
klasse“, der allerdings schnell von der              
zaristischen Geheimpolizei zerschlagen      
wurde. 

Lenin und die revolutionäre Partei 
Sein Ziel war, die damals noch zerstreu-
ten revolutionären Kräfte in Russland 
zu einer schlagkräftigen Partei zusam-
menzuführen und dafür wählte er im 
Jahr 1900 den Weg … des Exils. Nur dort 
war es möglich, ohne ständige Repressi-
on eine Zeitung herauszugeben, die ille-
gal nach Russland geschmuggelt wurde 
und zum anleitenden Zentrum der revo-
lutionären Bewegung wurde. 

Das war vielleicht Lenins wichtigster 
Beitrag zum Marxismus: Die Rolle einer 
Partei erkannt zu haben, in der sich die 
Teile der Arbeiter:innenklasse zusam-
menschließen, die sich den revolutionä-
ren Kampf um Befreiung bewusst zur 
Aufgabe machen und die deshalb den 
Aktionen breiterer Massen eine klare 
Perspektive geben können. Diese Idee 
einer „Avantgarde“-Partei ist unter an-
derem von anarchistischer Seite als 
paternalistische Bevormundung und 
Erstickung jeder Eigeninitiative kriti-
siert worden. Doch war die                    
revolutionäre Partei zu Lenins Zeiten – 
ganz anders als später unterm Stalinis-

mus – kein Apparat, in dem gehorsame 
Parteisoldaten die Befehle einer angeb-
lich unfehlbaren Führung ausführten, 
sondern eine lebendige Organisation. 
Auf allen Ebenen wurde diskutiert, um 
den jeweils besten Weg zu finden den 
Zarismus und den Kapitalismus zu stür-
zen und eine befreite sozialistische  
Gesellschaft aufzubauen. Zugleich war 
allen Mitgliedern bewusst, dass zum 
Sieg über so mächtige Gegner eine    
große Ge- und Entschlossenheit und 
eine enge organisatorische Verbindung 
notwendig sind. Lenin hat nicht        
gezögert, sich von schwankenden und 
unentschlossenen Genoss:innen zu 
trennen. Das hat 1903 zur Spaltung  
geführt zwischen Lenins Bolschewiki, 
den späteren Kommunist:innen, und 
den Menschewiki, einer Art russischer    
Sozialdemokratie. 

„Diktatur des Proletariats“ 
Mithilfe der bolschewistischen Partei 
als Instrument gelang es 1917 in        
Russland, nicht nur den Zaren zu stür-
zen, sondern auch wirklich die Arbei-
ter:innenklasse an die Macht zu brin-
gen, gestützt auf ihre eigenen demokra-
tischen Machtorgane, die Arbei-
ter:innenräte. Diese Macht der arbeiten-
den Mehrheit gegen die jahrhunderte-
langen Unterdrücker:innen (Adel, Groß-
grundbesitz, Kapital) wird als Diktatur 
des Proletariats bezeichnet. Von bürger-
licher Seite wird Lenin gerne als         
Putschist, Diktator und Machtmensch 
beschrieben. Doch es ging ihm nie um 
persönliche Macht. Kurz nach der     
Revolution erließ er einen Aufruf an die   

Bevölkerung: „Denkt daran, dass ihr 
selbst jetzt den Staat regiert. Niemand 
wird euch helfen, wenn ihr selbst euch 
nicht zusammenschließt und nicht alle 
Staatsangelegenheiten in eure Hände 
nehmt. […] Sammelt euch um eure Räte. 
Stärkt sie. Geht selbst ans Werk von 
unten. Wartet auf niemand.“ 

Manche seiner Schriften und Dekrete 
aus der Zeit des auf die Revolution fol-
genden Bürgerkriegs mögen für heutige 
Ohren hart und unbarmherzig klingen. 
Es war ihm klar, dass revolutionäre Ge-
walt im Befreiungskampf notwendig ist, 
um den grausamen Widerstand der re-
aktionären Kräfte niederzuringen. Und 
viele Erfahrungen hatten ihn überzeugt, 

Zum 100. Todestag von Lenin 

>> Denkt daran, dass ihr selbst jetzt den Staat 
regiert. Geht selbst ans Werk von unten. 

Wartet auf niemand. <<   
Lenin an die Bevölkerung 

A m 21. Januar 1924 starb Lenin, der wichtigste Anführer der russischen Revolution von 1917. Selten 
werden von einem Menschen so verzerrte Darstellungen gegeben wie von Lenin. Von bürgerlicher 
Seite wird er verteufelt als blutrünstiger Diktator, im Ostblock und von manch heutigen 
Kommunist:innen wird mit einem Kultstatus versehen, der ihm selbst höchst zuwider gewesen 

wäre. Wer war Lenin und was hat sein Schaffen ausgemacht? 
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Damit hatte die Regierung rund 30 Mrd. 
Euro weniger zur Verfügung als ur-
sprünglich geplant. Dass sich über-
haupt das Verfassungsgericht mit 
Budgetfragen befasst, liegt an der 
„Schuldenbremse“, die im Jahr 2009 
von CDU, SPD, FDP und Grünen ins 
Grundgesetz geschrieben wurde. Sie 
verbietet im Prinzip, neue Schulden 
aufzunehmen. Doch in der Praxis wur-
de sie schon mehrfach ausgesetzt und 
umgangen. Die 100 Mrd. 
„Sondervermögen“ für die Bundeswehr 
stellt einen Schattenhaushalt außer-
halb der Schuldenbremse dar, von de-
nen es noch viele andere gibt. 

Die Streichliste 
Doch die Schuldenbremse ist immer 
wieder ein Argument, das vorgeschoben 
wird, um Kürzungen zum Beispiel im 

sozialen Bereich für angeblich 
„notwendig“ zu erklären. Natürlich ist 
das gelogen. Wofür der Staat Geld aus-
gibt und wofür nicht, ist immer eine 
Frage des politischen Willens und des 
Kräfteverhältnisses, nicht durch irgend-
eine Buchhaltung vorgegeben. Wenn 
die Milliardengewinne und das Vermö-
gen von Großaktionär:innen konse-
quent besteuert würden, gäbe es über-
haupt keine Defizite. 

Endgültig beschlossen wird der Haus-
halt, wie gesagt, erst in ein paar Wo-
chen. Doch die Regierung hat sich auf 
verschiedenste Kürzungen verständigt. 

So wird bei Umwelt und Klimaschutz 
gespart. Mehrere Maßnahmen werden 
die Energiepreise für uns im nächsten 
Jahr noch einmal deutlich ansteigen 

lassen – ein im Koalitionsvertrag mal 
angekündigtes Klimageld zur Entlas-
tung gibt es aber nicht. Beim Bürgergeld 
für Arbeitslose wird es Kürzungen ge-
ben und verschärfte Sanktionen, wenn 
man nicht jeden Job annimmt. Es wird 
also mal wieder auf Kosten der Bedürfti-
gen gespart. 

Wir müssen die Dinge selbst in 
die Hand nehmen! 
Subventionen für die Landwirtschaft 
sollten auch gekürzt werden, doch nach 
medienwirksamen Protesten mit vielen 
Traktoren wurden diese zum großen 
Teil zurückgenommen. Die Arbei-
ter:innen sind in Deutschland deutlich 
zahlreicher als die Bäuer:innen und 
könnten sich davon inspirieren lassen. 
Schon 2023 hat sich im Vergleich zu 
vergangenen Jahren die Stimmung 
durch Tarifrunden und Streikaktionen 
verändert. Das ist etwas, woran wir 
2024 anknüpfen können: Mit Selbstbe-
wusstsein und Entschlossenheit dafür 
eintreten, dass es endlich die Kapita-
list:innen sind, die für ihre Krisen be-
zahlen. 

Richard Lux, Berlin 

Deutsche Kürzungspolitik 

D er deutsche Bundeshaushalt für das begonnene Jahr … existiert noch nicht. Erst im Februar soll er 
verabschiedet werden, die letzten Wochen gab es Diskussionen und Streit in der regierenden 
Ampelkoalition (SPD; Grüne, FDP). Auslöser war ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts im 

November, das einen Buchungstrick nicht erlaubte, mit dem Sonderschulden aus der Corona-Zeit für andere 
Aufgaben genutzt werden sollten. 

dass es insgesamt weniger Blutvergie-
ßen kostet, wenn die Gewalt, dort wo sie 
notwendig ist, mit großer Entschlossen-
heit angewandt wird. Lenin verkörperte 
maximale Entschlossenheit im Dienste 
der Befreiung. 

Nieder mit dem Leninkult! 
Lenin selbst hatte ein waches Auge da-
für, was alles in der jungen Sowjetunion 
schlecht lief. Ab 1922 war er schwer 
krank und konnte sich nur noch wenig 
politisch zu Wort melden. Doch seine 
letzten Texte warnten eindringlich vor 
der Bürokratisierung und der Über-
macht des Staatsapparats, sowie auch 

vor Stalin und seiner Machtfülle. Lenins 
Tod hat verhindert, dass er noch einen 
Kampf gegen die durch Stalin verkör-
perte neue bürokratische Schicht führ-
te. Sobald er tot war, entwickelte eben 
diese Bürokratie einen Personenkult 
um Lenin, überall wurden Denkmäler 
gebaut, seine Leiche wurde einbalsa-
miert und im Mausoleum zur Schau 
gestellt. Lenin bekam einen gottglei-
chen Status und Stalin stilisierte sich 
als Herrscher „von Gottes Gnaden“, um 
leichter jede innerparteiliche Oppositi-
on zu unterdrücken. 

Während Lenin ein außergewöhnlicher 
Revolutionär war, der sich nie für feh-
lerfrei gehalten hat und viele Fehler 
selbst zugegeben hat, spielte der Lenin-
kult eine äußerst konterrevolutionäre 
Rolle bei der Abtötung der lebendigen 
Sowjetmacht. 

Richard Lux, Berlin 

DEUTSCHLAND  

>> Die Schuldenbremse ist immer wieder ein 
Argument, das vorgeschoben wird, um 

Kürzungen zum Beispiel im sozialen Bereich 
für angeblich „notwendig“ zu erklären. << 
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ÖSTERREICH 

Wäre da nicht die ungünstige Pleite 
dazwischen gekommen, hätte die Karri-
ere von René Benko durchaus Potential 
für einen schmierigen Film über einen 
Schulabbrecher, der es bis an die Spitze 
zum Milliardär schaffte. Mitte der 
1990er begann Benko damit in der    
Tiroler Landeshauptstadt Innsbruck 
Dachböden in Luxuswohnungen       
umzubauen. 2000 gründete er das                
Unternehmen Immofina und gewann 
wenig    später seinen ersten großen 
Investor (25 Millionen Euro). 

2004 wurde das Kaufhaus Tyrol in der 
Innsbrucker Innenstadt gekauft, dessen 
Neubau 2010 eröffnete. Die Entwick-
lung von luxuriösen Shopping-
Immobilien in teuren Innenstadtlagen 
wurde zu einem wichtigen Kerngeschäft 
des 2006 in Signa umbenannten Unter-
nehmens. Es folgte das Goldene Quar-
tier in Wien, der Kauf von Karstadt 
2013/14 sowie von Galeria Kaufhof und 
der Möbelhauskette Kika/Leiner 2018. 
Der Erwerb des ikonischen Chrysler 
Building in New York City und der Bau 
des Elbtowers in Hamburg erhöhten 
Prestige und Wert der Signa weiter. 

Die Blase platzt ... 
Seit Herbst 2023 meldeten nun der Rei-
he nach alle wichtigen Firmen des    
Signa-Imperiums Insolvenz an. Als  
Begründung werden stark gestiegene 
Kreditzinsen und Baukosten genannt. 
Als weiteres Problem kommen fallende 
Immobilienpreise dazu. Diese Entwick-
lungen treffen allerdings nicht nur   
Signa, sondern die gesamte Immobili-
enbranche. Diese Erklärungen kratzen 
somit nur an der Oberfläche. Zum einen 
weil der ganze Signa-Konzern insolvent 

ist (Handel, Vermietung und Neubau) 
und nicht nur die Finanzierung einzel-
ner Bauprojekte Probleme bereitet. Zum 
anderen weist der Signa-Crash           
Parallelen zu klassischen Immobilien-
Krisen auf, wie etwa der Subprime-
Krise, die am Anfang der Finanzkrise ab 
2007/08 stand. 

Steigende Immobilienpreise locken 
Investoren an. Immobilienkäufe und 
die Entwicklung neuer Projekte gelten 
als sicher und lukrativ, weil diese mit 
steigenden Immobilienpreisen 
„besichert“ sind. Die Spirale dreht wei-
ter nach oben: mehr investiertes Kapital 
lässt die Preise weiter steigen – bis 
nicht mehr genügend frisches Kapital 
nachfließt, um die Spirale weiter am 
Laufen zu halten. Die Blase platzt und 
die Preise fallen. In Folge können Kredi-
te nicht zurückbezahlt werden und die 
Krise zieht immer weitere Kreise. 

… nach der Aufwertung 
Das letzte Jahrzehnt war von stark stei-
genden Immobilienpreisen geprägt – 
die meisten von uns merken das deut-
lich beim Bezahlen der Miete. Steigende 
Preise in Kombination mit niedrigen 
Finanzierungskosten (Zinsen) lockten 
massiv Invenstorengelder in die Immo-
bilienbranche. Der rasante Aufstieg von 

Signa ist da keine Ausnahme, weist aber 
ein paar Besonderheiten auf. 

Der zentrale Baustein des über Jahre 
kontinuierlichen Aufstiegs von Signa 
war die beständige Aufwertung der   
eigenen Immobilien in den Bilanzen. 
Das ermöglichte die Steigerung des 

Werts der Firma, die Besicherung von 
neuen Krediten und die Ausschüttung 
von Dividenden an die Investoren. So 
lockte Benko wiederum frische Investo-
ren, die die Spirale am Laufen hielten. 
Alfred Gusenbauer (siehe unten) bringt 
es folgendermaßen auf den Punkt: „Am 
allerliebsten ist Investoren, wenn sie 
die Gewissheit haben, dass die Dividen-
den jedes Jahr fließen und sie das auch 
in ihren Berechnungen, was die Liquidi-
tät betrifft, berücksichtigen können. 
Und das hat er (Benko) halt von Anfang 
an geschafft.“ Und tatsächlich hat Signa 
über die Jahre kontinuierlich und stän-
dig steigende Dividenden ausbezahlt. 
Die zwei Hauptgesellschaften der Signa 
(Signa Prime und Signa Development) 
hatten 2020 zusammen noch mehr als 
300 Millionen Euro Dividende ausge-
schüttet. 

1.000 Firmen – wofür? 
Das Signa-Imperium ist über die Jahre 
zu einem völlig undurchschaubaren 

Signa-Pleite 
Illusion des ewigen Wachstums 

R ené Benko galt als der Selfmade-Milliardär Österreichs. Nach einem rasanten Aufstieg folgte nun der 
große Crash – und die mit Abstand größte Firmenpleite der österreichischen Geschichte. Das 
Vermächtnis: tausende Kündigungen, versenkte Steuergelder in Millionenhöhe, teure Mieten und 

negative Auswirkungen in etlichen Innenstädten. Blöd gelaufen? Nein, viel mehr ein Lehrbeispiel über den 
heutigen Kapitalismus. 

>> Steigende Immobilienpreise locken frisches 
Kapital an, was die Preise weiter steigen lässt – 
bis nicht mehr genügend Kapital nachfließt, um 

die Spirale weiter am Laufen zu halten. Die 
Blase platzt. << 
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ÖSTERREICH  

 

Geflecht aus über 1000 (!) Firmen ange-
wachsen. Mit diesen Konstruktionen 
ließen sich nicht nur Steuern sparen, 
sondern auch andere Tricksereien     
umsetzen. Zum Beispiel bei Galeria 
Kaufhof Karstadt, wo die Immobilien 
und das Kaufhausgeschäft in verschie-
dene Teilfirmen des Konzerns aufge-
spalten wurden. Während eine Firma 
die Investoren mit hohen Mieteinnah-
men locken und zufrieden stellen  
konnte, geriet eine andere Firma im 
selben Konzern wegen der horrenden 
Mieten zunehmend unter Druck, kün-
digte    Mitarbeiter:innen und wurde 
mit Steuergeldern aufgefangen. 

Das Firmengeflecht ermöglichte auch 
das Verschieben von Werten zwischen 
Firmen des Konzerns. So wurden etwa 
2020 in den beiden großen Hauptfir-
men (Prime und Development) jeweils 
„Anpassungen an fehlerhafte Vorjahres-
zahlen“ vorgenommen, angeblich wegen 
technischer Anpassungen an neue    
Bilanzierungsregeln. Dabei wurden 
deutlich mehr als eine Milliarde Euro       
umgruppiert. Etliche der Signa-Firmen 
haben zudem einfach keine Jahresab-
schlüsse vorgelegt, die Strafen dafür 
waren niedrig bzw. wurden billigend in 
Kauf genommen. Da könnte der         
Eindruck entstehen, dass mit Bilanz-
tricks Schulden zwischen verschiede-
nen     Signa-Firmen verschoben wur-
den, um weiterhin schöne Zahlen zu 
präsentieren und Dividenden auszu-

schütten. Was genau da alles abgelau-
fen ist, lässt sich wohl nie ganz ergrün-
den – und das war wohl aus diversen 
Gründen genauso gewollt. 
 

Bestens Vernetzt 

Teil von René Benko's Strategie war von 
Anfang die Etablierung von direkten 
Verbindungen zu höchsten Politikkrei-
sen unterschiedlicher Parteien. Bereits 
bei Benko's erstem großen Projekt, dem 
Kaufhaus Tyrol, war der damalige SPÖ-
Bundeskanzler Alfred Gusenbauer in-
volviert. Nur wenige Wochen nach sei-
nem Ausscheiden aus der Politik wurde 
Gusenbauer für Signa tätig. In seinem 
Vertrag wurde eine Basisvergütung von 
jährlich 280.000 € für eine Woche Ar-
beit pro Monat vereinbart. Gusenbauer 
stieg in kurzer Zeit zum wohlsituierten 
Millionär und Investor auf. Für Signa 
war er in Folge als Aufsichtsrat, im Bei-
rat, als Berater und Investor tätig. Als 
Aufsichtsrat „beaufsichtigte“ er somit 
seine eigenen Geschäfte. Als Berater soll 
er alleine zwischen 2020 und 2022 sie-
ben Millionen Euro erhalten haben. 
Ein weiterer Ex-Bundeskanzler mit bes-
ten Verbindungen zu René Benko ist 
Sebastian Kurz (ÖVP). Als Benko den 
Erwerb des Leiner-Kaufhauses in Wien 
noch vor Jahreswechsel über die Bühne 
bringen wollte, wurde auf Kurz'          
Intervention extra in den                    
Weihnachtsfeiertagen das zuständige 
Gericht geöffnet. Sebastian Kurz dürfte 

für Benko auch Kredite vom Staatsfonds 
von Abu Dhabi für Signa vermittelt   
haben. Für 2023 stellte Kurz der Signa 
Honorare über rund drei Millionen für 
die Vermittlung von Krediten in      
Rechnung. 

Ebenfalls Ex-Politikerin und für Signa 
tätig ist Susanne Riess,                                
Ex-Vizekanzlerin (FPÖ) und Generaldi-
rektorin bei Wüstenrot. Dazu kommen 
zahlreiche Ex-Banker (etwa der Raiffei-
sen Bank International und der Bank 
Austria UniCredit) sowie ehemals hohe 
Funktionäre (Casinos Austria) und    
diverse Unternehmer. Neben guten 
Kontakte sollten bekannte Gesichter 
gegenüber der Öffentlichkeit sowie den      
Investoren wohl für ein seriöses,        
vertrauenswürdiges Bild sorgen. 

Und wer zahlt's? Wir! 
Egal wie die Signa-Pleite genau enden 
wird, René Benko und die involvierten 
Investoren werden am Ende weiterhin 
eines sein: reich! Die Zeche bezahlen 
wie schon bisher die Arbeitenden – und 
zwar gleich in mehrerlei Hinsicht.    
Tausende Menschen haben bei Galeria 
Kaufhof, Karstadt und Kika/Leiner ihre 
Jobs verloren. Diverse Signa-Firmen 
wurden bereits in den letzten Jahren 
mit Millionen an Steuergeld „gerettet“, 
durch die Pleite droht noch viel mehr 
Verlust an Steuergeldern. Die explodier-
ten Wohnungsmieten der letzten Jahre 
sind auf massiven Zufluss spekulativen 
Kapitals und damit einhergehende    
steigende Immobilienpreise                 
zurückzuführen. Signa hat zwar mit 
Mietwohnungen wenig zu tun, war aber 
ein wichtiger Player um die Goldgräber-
stimmung zu befeuern. Die Luxus-
Shopping-Projekte haben zudem dazu 
beigetragen etliche Innenstädte zu 
überteuerten und versnobbten            
Gegenden verkommen zu lassen. Etli-
che unfertige Signa-Großbaustellen 
werden außerdem die nächsten Jahre 
diverse Innenstädte verschandeln. Es 
ist gut möglich, dass bald weitere Im-
mobilienfirmen Pleite gehen – aktuell 
stehen etliche Bauprojekte still. Bis zur 
nächsten Blase und Krise. Und bis wir 
dem kapitalistischen Wahnsinn ein 
Ende bereiten.  Johannes Wolf, Wien 
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Am 27. Oktober begann alles mit 130 
Mechaniker:innen in elf Tesla         
Werkstätten, die keine weiteren Tesla-
Fahrzeuge mehr warten wollten. Als 
Tesla sich weigerte weiterhin keine  
Gespräche zu führen, schlossen sich      
Mechaniker:innen in 17 von Tesla     
autorisierten Werkstätten an. Die IF 
Metall forderte ihre Mitglieder auf, dass 
sie weiterhin andere Fahrzeuge reparie-
ren sollen, nur eben keine von Tesla. 

Mitte November beschloss die       
schwedische Transportgewerkschaft in           
Solidarität mit den Tesla Streikenden 
das Entladen von Tesla-Autos in den 
schwedischen Häfen einzustellen. Der 
Transport-Vorsitzende Tommy Wreeth 
betonte, dass der Tesla Streik ein Kampf 
der gesamten schwedischen Arbeiter:in-
nenbewegung sei und deswegen dürfe 
kein neuer Tesla mehr schwedischen 
Boden berühren. Mehrere                      
Gewerkschaften haben sich dem Streik 
aus Solidarität angeschlossen:         
Elektriker:innen warten keine Tesla-
Ladesäulen, Reinigungskräfte säubern 
Teslas Werke nicht mehr,                      
Postbeamt:innen liefert keine Post 
mehr an und von Tesla aus – in    
Schweden werden auch neu zugelasse-
ne Nummernschilder per Post        aus-
geliefert, Maler:innen lackiert keine 
Tesla-Autos,  Bauarbeiter:innen führen 
in Tesla-Werkstätten keine Reparaturen 
mehr durch und die Müllabfuhr holt 
nicht mehr den Müll von Tesla ab. Diese 
Art der Solidaritätsstreiks sind in 

Schweden erlaubt und haben auch eine 
gewisse Tradition auch wenn in den 
letzten Jahrzehnten nicht viel gestreikt 
worden ist. 

Ein Kampf David gegen Goliath? 
Ein langer Atmen wird nötig sein, denn 
Tesla wird alles dafür tun, um einen 
Tarifvertrag zu verhindern. Tesla ist ein 
riesiges Unternehmen mit fast 130.000 
Beschäftigte und einen Jahresumsatz 
von 81,5 Milliarden Dollar im Jahr 2022. 
In Schweden fielen letztes Jahr „nur“ 
eine halbe Milliarde an Umsatz an und 
130 streikende Teslabeschäftigte ist 
nicht viel bei weltweit 130.000. Bisher 
ist es Tesla gelungen, die Auswirkungen 
des Streiks in Grenzen zu halten. Das 
schwedische Management rekrutiert 
Streikbrecher:innen, die zum Teil aus 
anderen Ländern eingeflogen werden. 
Tesla-Fahrzeuge werden im Ausland 
registriert und über Dänemark einge-
führt. Und bisher trifft der Streik vor 
allem die Personen, die einen Tesla  
besitzen, die ihn an immer weniger  
Ladesäulen laden oder in Werkstätten 

reparieren lassen können. Die IF-Metall 
ist auf einen langen Kampf eingestellt, 
die Streikkasse ist gut gefüllt und die 
Gewerkschaft zahlt den Streikenden 
sogar 130 Prozent ihres Lohns als  
Streikgeld, um die Moral oben zu halten 
und Streikbruch zu verhindern. 

Die Ausweitung der Solidarität ist ein 
wichtiger nächster Schritt. Die dänische 
Transportgewerkschaft 3F verkündete 
am 5. Dezember, dass ihre 
Chauffeur:innen keine Tesla Fahrzeuge 
mehr nach Schweden überstellen wer-
den. Es ist auch notwendig, wenn der 
Streik gewonnen werden soll, dass der 
Druck auf Tesla steigt und sich           
Beschäftigte in anderen Ländern       
anschließen. Die deutsche Gewerk-
schaft IG Metall erklärte sich zwar    
solidarisch mit dem Streik, aber bisher 
folgten dem keine Taten – obwohl seit 
dem Oktober 2023 die IG Metall         
verstärkt versucht in der Tesla             
Gigafactory bei Berlin gewerkschaftlich 
Fuß zu fassen, denn auch in den deut-
schen Standorten gibt es keinen Tarif-
vertrag. Gegen internationale Konzerne 
hilft auch nur die praktische                
internationale Solidarität der                             
Arbeiter:innenklasse. 

Karl Gebhardt, Berlin 

Tesla Schweden: Ein Streik mit Symbolkraft? 

Bild: Sozialistische Alternative (SAV) 

AUS DEN BETRIEBEN 

A m 27. Oktober 2023 begann in den schwedischen Teslawerken ein Streik von 130 
Mechaniker:innen, der bis heute andauert und sich ausgeweitet hat. Die schwedische IF Metall 
Gewerkschaft streikt das erste Mal wieder seit 15 Jahren. Es geht um viel, Tesla hat weltweit in 
keinem einzigen Werk einen Tarifvertrag, die Gewerkschaft IF Metall will jetzt einen erkämpfen. 

Im „schwedischen Modell“, welches seit den 1930ern für den „sozialen Frieden“ sorgt, haben 90 Prozent der 
Arbeitsplätze einen Tarifvertrag – Tendenz sinkend, denn immer mehr Unternehmen wollen aus diesem 
Modell heraus. 

>> … dass der Tesla Streik ein 
Kampf der gesamten schwedischen 
Arbeiter:innenbewegung sei und deswegen dürfe kein 
neuer Tesla mehr schwedischen Boden berühren << 
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Vor allem ist die Arbeitsbelastung im 
Schichtdienst viel zu hoch. Jahrelanger 
Personalmangel, Missmanagement, 
unverschämt hohe Vorstandsgehälter 
und fehlende Wertschätzung sind die 
Themen der Bahner:innen. Deshalb 
geht es in den Tarifverhandlungen jetzt 
neben 555 € mehr pro Monat vor allem 
um eine Reduzierung der regelmäßigen 
Arbeitszeit von 38 h auf 35 h pro Woche 
und verbindliche Dienstpläne mit     
maximal 5 Schichten hintereinander. 
Ein Erfolg der Bahner:innen wäre sicher 
Rückenwind für die arbeitende Klasse 
in diesem Land. Was wird also im     
Januar passieren? 

Ein formvollendetes Prinzip des 
„teile und herrsche“ 
Ein großes Hindernis für einen Sieg der 
Bahner:innen ist die Spaltung durch 
zwei Gewerkschaften. Die größere Ei-
senbahnverkehrsgewerkschaft EVG, die 
alle Berufsgruppen in ihren Reihen hat, 
führte Tarifverhandlungen in der Bahn-
branche bereits im Frühjahr/Sommer 
2023. Die Kompromiss-Einigung mit der 

DB im August haben allerdings 47,7% 
der EVG-Mitglieder abgelehnt! Vielen 
sind die ausgehandelten Lohnerhöhun-
gen viel zu gering. 

Der GDL-Gewerkschaftsapparat und 
natürlich die GDL-Mitglieder haben die 
Verhandlungen und Warnstreiks        
damals genau beobachtet und mit    
kommentiert. Viele GDL-Mitglieder 
haben sich gefragt, wie sie sich im Falle 
der Streiks ihrer Kolleg:innen verhalten 
sollen. Zumal sie viel mehr Streikerfah-
rung aus den letzten Jahren haben und 
Unterstützung hätten geben können. 
Man muss nicht Marx studiert haben 
um zu verstehen, dass Streiks, selbst 
wenn sie nur kurz sind, viel größere 

Wirkung haben, wenn sich alle Berufs-
gruppen beteiligen, vor allem die       
Lokführer:innen. Weselsky hat jedoch 
öffentlich die Ernsthaftigkeit der       
EVG-Streikankündigung in Frage ge-
stellt. Und der GDL-Vorstand hat ihren       
Mitgliedern schriftlich untersagt, sich 
am Streik zu beteiligen. Damit hat er 
tatsächlich den Bahnkonzernen, vor 
allem der DB, den Arsch gerettet und 
die  Trennung unter den                     
Bahnbeschäftigten verstärkt. 

Denn nun, wo die GDL-Bahner:innen 
bessere Arbeitsbedingungen und Lohn-
erhöhungen erreichen wollen, stehen 
sie da als Minderheit, die nur bei den 
Lokführer:innen und Zugbeglei-
ter:innen wirklich stark vertreten ist. 
Natürlich sind sie in der Lage, den 
Bahnverkehr lahm zu legen. Das wurde 
öfter unter Beweis gestellt. Aber bei den 
ersten Warnstreiks der GDLer im 
Herbst hat die GDL wieder nur die eige-
nen Mitglieder und die Bahner:innen, 
die in keiner Gewerkschaft sind, aufge-
rufen. Die EVG-Kolleg:innen haben von 
ihrer eigenen Gewerkschaft faktisch ein 
„Streikverbot“ bekommen. Man kann, 
wie Weselsky, versuchen sich ein besse-
res Image zu geben, indem man mit 
dem Finger auf die Schweinereien der 
„Konkurrenz“-Gewerkschaft EVG zeigt 

Tarifverhandlungen im Bahnsektor:  
Die Zeichen stehen auf Streik, aber... 

Nachdem das Jahr 2023 mit Streiks in verschiedenen Branchen geendet hat, kündigte der Gewerkschaftschefs 
der GDL (Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer), Claus Weselsky an, dass es ab 8. Januar Streiks bei der 
Bahn geben könnte. Vertreter der Wirtschaft und der Presse schmissen den Propaganda-Motor an, um den 
absehbaren (fast-)Untergang der deutschen Wirtschaft zu beklagen. Der „Schnäuzer des Grauens“ ist immer 
gut als Zielscheibe. Die Bahner:innen ihrerseits sind voller Wut auf die Bahnkonzerne, vor allem auf die 
Deutsche Bahn. 97% der GDL-Mitglieder bei der Deutschen Bahn (DB) haben daher im Dezember für Streik 
abgestimmt. 

>> Was etwas ändern kann, sind Initiativen 
unter den Bahner:innen selbst. Bewusst 

aufgebaute Vernetzungen unter Kolleg:innen – 
egal welche Gewerkschaft oder in keiner 

Gewerkschaft. << 
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(und die Liste ist nicht gerade kurz). Das 
Ergebnis dieser Konkurrenz zwischen 
den oberen Gewerkschaftsebenen 
schwächt aber die Solidarität der       
Bahner:innen „an der Basis“ während 
der Tarifrunden, obwohl man doch mit 
denselben Problemen im Arbeitsalltag 
konfrontiert ist. 

Gegen die Spaltung - für starke 
lebendige Streiks 
Kein Wunder, dass unter den Gewerk-
schaftsmitgliedern der Wunsch, die 
beiden Gewerkschaften mögen doch 
endlich an einem Strang ziehen,        
vorherrscht. Aber alle Appelle haben 
nichts gebracht. 

Was etwas ändern kann, sind               
Initiativen unter den Bahner:innen 
selbst.  Bewusst aufgebaute                   
Vernetzungen unter Kolleg:innen – egal 
welche Gewerkschaft oder in keiner 
Gewerkschaft – helfen im Falle von 
Streiks, sich über Streikorte auszutau-
schen und gegenseitig zu besuchen, um 
ganz praktisch Solidarität zu zeigen. 
Sich als Bahner:innen der einen         
Gewerkschaft am Streik der anderen zu 
beteiligen, ist unter den jetzigen        
Umständen, wo beide Gewerkschaftslei-
tungen quer schießen, schwer, wenn 
man alleine oder nur mit wenigen ist. 
Aber man kann zu den Streikposten 
gehen. Wenn es eine Streikversamm-
lung gibt, kann man sprechen und die 
Verbindung unter der Belegschaft gegen 
den gemeinsamen Boss zeigen. Sticker 
können gedruckt werden, damit alle die, 
die solidarisch sind, das auch auf       

diesem Wege zeigen können. Ideen gibt 
es immer. Streiks und Streikversamm-
lungen können so zu Orten von Diskus-
sionen und der Organisierung von Akti-
onen werden - dies macht den Streik 
lebendiger und stärker und aktiviert 
mehr Kolleg:innen. Das kann auch eine 
Demokratie „von unten“ sein gegen den 
üblichen Anspruch der Gewerkschaft-
schefetagen, alles besser zu wissen und 
von oben zu dirigieren. Auch außerhalb 
von Streikzeiten sind solche konkreten 
Vernetzungen unter Kolleg:innen von 
größter Bedeutung. Denn im Bahnsek-
tor, wie überall, arbeiten Berufsgruppen 
bei verschiedensten (Tochter-)
Unternehmen und die persönlichen 

Beziehungen gehen verloren. Was die 
kapitalistische Logik an menschlichen 
Verbindungen zerstört, muss durch ak-
tives Tun wieder aufgebaut werden. 
Niemand anderes als die Kolleg:innen 
selbst werden das machen. 

Kämpferisch reden… aber auch 
kämpferisch kämpfen! 
Weselsky nimmt man eher als einen 
anderen Gewerkschaftschefs wahr,   
einen, der sich nicht einschüchtern 
lässt. Und es kann Spaß machen zuzu-
hören, wie er den DB-Vorständen verbal 
eine rechts und links „um die Ohren 
knallt“. 

Aber nie hat der CDU-Mann Weselsky 
einen Zweifel daran gelassen, dass es 
ihm in erster Linie darum geht, dass die 
Züge rollen. Die Politik der GDL war 
immer darauf gerichtet, den Bahnsektor 
zu organisieren im Gesamtinteresse der 
Wirtschaft. Das hat die GDL in eine ge-
wisse Opposition zur Deutschen Bahn 
gebracht. Denn der DB-Konzern ist der 
übermächtige Platzhirsch auf dem 
deutschen Bahnsektor. Und dass das 
Bahnsystem schlecht funktioniert, ist 
Gegenstand ständiger Klagen. Bei der 
GDL herrscht die Idee vor, den Bahnsek-
tor und den Staat aus dem Würgegriff 
der DB zu befreien und den 
„Wettbewerb“ (wieder) aufleben zu   

lassen. Deshalb predigt die GDL-Spitze 
seit vielen Jahren die Zerschlagung des 
DB-Monopols und die Privatisierung 
des Bahnsektors. Das ist die alte aus 
dem 19. Jahrhundert stammende Idee 
des „reinen Kapitalismus“, wo die 
„Besten“ im Wettbewerb „zum Besten“ 
führen. Das ist ein Märchen. Denn der 
Monopolkapitalismus ist seit mehr als 
100 Jahren Realität. Der Slogan der GDL 
ist: „für einen fairen Wettbewerb“. Aber 
das ist ein Wettbewerb, der die           
Bahner:innen den Bahnkonzernen, den 
privaten wie den halbprivaten und 
staatlichen, zum Fraß vorwirft. 

Die Konsequenz dieser Gewerkschafts-
politik: Bei den „Privatbahnen“ gehen 
bislang die Verhandlungen der GDL 
geschmeidig über die Bühne, mit wenig 
oder gar keinen Streiks, immer von 
zweifelhaften (!) Erfolg gekrönt. In der 
jetzigen Tarifrunde haben die beiden 
Bahnkonzernen NETINERA und Go 
Ahead das gut verstanden auszunutzen 
und separate Tarifverträge mit der GDL 
abgeschlossen, deren Inhalt als Erfolg 
gefeiert wird, aber große Zweifel lässt. 
Sicher wird so die Streikfront                
geschwächt. 

Alle Gewerkschaften hierzulande      

>> Aber nie hat der CDU-Mann Weselsky     
einen Zweifel daran gelassen, dass es ihm in 

erster Linie darum geht, dass die Züge rollen. 
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Schon Berthold Brecht stellte sich 
die Frage: „Was ist ein Einbruch in 
eine Bank gegen die Gründung 
einer Bank?“ - beides kriminelle 
Handlungen. Die Mafia verdient 
ihr Geld aber nicht mit Bankraub, 
sondern viel mehr mit Drogen-
handel, Glücksspiel, Prostitution, 
Wirtschaftskriminalität. Banken 
helfen dabei, ihr Geld zu waschen 
und in „legale“ Geschäftsfelder zu 
investieren. Die dreiteilige Doku-
reihe des französischen Filmema-

chers Christophe Bouquet auf Arte 
zeigt die Verstrickung von Banken 
und Mafia. 

Die Doku beginnt in den 20er Jahren in 
New York und der Zeit der Prohibition. 
In dieser Zeit erfindet die Unterwelt ihr 
eigenes Bankensystem. In Shanghai 
wird der Mafiaboss der Chef der Börse 
und immer wieder und überall wird die 
Mafia herangezogen, um Kommu-
nist:innen und Gewerkschafter:innen 
zu ermorden. In Italien hilft die Mafia 
dem Vatikan Geld zu waschen. Mit dem 
Zusammenbruch des Ostblocks plün-
derten die ehemaligen Staatseliten   

zusammen mit der Mafia das 
„Volkseigentum“ und mit dem Aufkom-
men des Neoliberalismus und der     
Deregulierung entstehen so viele 
Schlupflöcher, die heute Mafia, Banken, 
Konzerne und Superreiche nutzen. Am 
Ende bleibt ein Zitat des Mafiabosses 
Lucky Luciano das wohl für den gesam-
ten Kapitalismus gilt: „Hinter jedem 
großen Vermögen steckt ein                 
Verbrechen.“. 

Karl Gebhardt,  Berlin 

Doku: Mafia und Banken 
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beherrschen ihre Rolle, einerseits die 
Beschäftigten zu mobilisieren bis hin zu 
Streiks und gleichzeitig Wut in ruhige 
Fahrwasser zu lenken und (schlechte) 
Kompromisse mit den „Arbeitgebern“ 
bei den Mitgliedern durchzudrücken. 
Letzteres hat auch die EVG bei der Bahn 
„kultiviert“. Aber Streik ist auch für die 
GDL-Vorstandsetage das allerletzte Mit-
tel. Natürlich sieht sich diese Minder-
heitsgewerkschaft mit besonderen 
Schwierigkeiten konfrontiert. Vor allem 
durch das „Tarifeinheitsgesetz“, das der 
Mehrheitsgewerkschaft Privilegien ein-
räumt und die GDL an die Wand drängt. 
Aber die GDL-Spitze nutzt das Streik-
recht mehr als zurückhaltend, immer 
verbunden mit der Zusicherung, das 
Wohl der Wirtschaft im Auge zu behal-
ten und sich als seriösen Verhandlungs-
partner anzubiedern. Eine Urabstim-
mung über Streik ist zuerst ein takti-
sches Mittel, eine Drohung mit Streik. 
Weselsky hat auch keinen unbefristeten 
Streik angekündigt, sondern „zwischen 
3 und maximal 5 Tagen“. Die Wirtschaft 
muss sich keine Sorgen machen... So-
bald die Bahnvorstände die GDL als 
Verhandlungspartner ernst nehmen, ist 
die Gewerkschaftsspitze zufrieden. Sind 
dann auch die Mitglieder zufrieden? 

Als Antwort auf den Gegendruck, den 
die GDL als kleine und gezwungerma-
ßen etwas kämpferischere Gewerk-
schaft hat, hat der GDL-Vorstand eine 
Genossenschaft gegründet. Sie soll als 
Leiharbeitsfirma für Lokführer:innen 
agieren. Das vage Versprechen: die Ar-
beitsbedingungen würden dort besser 
sein, weil ja GDL-Tarifverträge gelten. 
Angesichts des Fachkräftemangels müs-
se die DB dann auch bessere Arbeitsbe-
dingungen akzeptieren. Den Bahnun-
ternehmen ist diese weitere Auslage-
rung von Personal sehr willkommen. So 
wird eine Gewerkschaft selbst zum 
„Arbeitgeber“. Das ist das logische Er-
gebnis, wenn die Gewerkschaftsbüro-
kratie sich als Partnerin der Konzerne 
sieht und den Kapitalismus mitregulie-
ren will. Die Alternative wäre, auf die 
Kampfkraft der Bahner:innen im Streik 
zu setzen und sich so gegen die Angriffe 
des DB-Konzerns und des Staates zu 
stemmen. 

Der Slogan der „Gewerkschafts-
demokratie“ bleibt aktuell 
Die Bahner:innen der GDL in Berlin 
können sich gut an die letzte Tarifrunde 
2021 erinnern mit selbstorganisierter 
großer Fahrraddemo zum Hauptbahn-

hof und einer großen stimmungsvollen 
Kundgebung. Die Rede von Weselsky 
war kämpferisch, wie immer. Was er 
verschwieg: Mit der Plüschetage des DB
-Konzerns war längst die Einigung    
besprochen. Es dauerte noch Tage, bis 
auch die GDL-Mitglieder davon          
erfuhren … 

Der GDL-Gewerkschaftsapparat ist klei-
ner und durchlässiger. Aber alle Ent-
scheidungen von Forderungskatalog 
über Streikstrategie bis zur Einschät-
zung, welche Kompromisse möglich 
sind, bleiben in den Händen eines klei-
nen Kreises.  
Eine spürbare Absenkung der Arbeits-
zeit und Entlastung in den Schichten, 
wie sie die Bahner:innen fordern, ist 
aber nicht allein durch geschicktes Ma-
növrieren in Verhandlungen zu bekom-
men. Wahrscheinlich werden Deutsche 
Bahn und Co. zu gewissen Kompromis-
sen bereit sein. Aber mit welchen faulen 
Gegenforderungen? Vielleicht will die 
Deutsche Bahn aber auch eine Art 
„Endkampf“, um die GDL völlig zu dis-
ziplinieren? Die Bahner:innen wollen 
jedenfalls keine faulen Kompromisse. 
Dafür ist die Arbeit zu hart.  

Sabine Müller und Karl Gebhardt, Berlin 

 REZENSION  



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

Berlin 
14.01. | 10:00 Uhr | Luxemburg-Liebknecht-Demonstration, U-Bhf. Frank-
furter Tor, vor dem Humana 
15.01. | 14:00 Uhr | Stop the Genocide in Gaza – Demonstration, U-Bhf. 
Karl-Marx-Straße, Richardplatz 
 

Düsseldorf  
18:00 Uhr | Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 18.1. Deutschland 1918/19—Die kopflose Revolution  
 

Bielefeld 
18:30 Uhr | Genauen Ort per DM auf Insta nachfragen  
Mi, 10.1. Deutschland 1918/19—Die kopflose Revolution  
 

Wien 
19:00 Uhr | Amerlinghaus , Stiftgasse 8, Saal 3 
Do, 18.1. Festung Europa und die Bewegung gegen das französische    
Migrationsgesetz 


